
VERWALTUNGSGERICHT HANNOVER 

Az.: 6 A 1397/09 verkündet am 28.01.2010 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In der Verwaltungsrechtssache 

Klägerin, 

g e g e n 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge -Außenstelle Braunschweig-, 
Boeselagerstraße 4, 38108 Braunschweig, - 5278661-439 -

Beklagte, 

Streitgegenstand: Widerruf der Feststellung von Abschiebungshindernissen 

nach § 5 1 Abs. 1 AusIG 

hat das Verwaltungsgericht Hannover - 6. Kammer - auf die mündliche Verhandlung vom 

28. Januar 2010 durch den Richter am Verwaltungsgericht Wagstyl für Recht erkannt: 
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Der Bescheid des Bundesamtes für Migration und 

Flüchtlinge vom 13.02.2009 wird aufgehoben. 

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

Die Beklagte kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleis­

tung abwenden, es sei denn die Klägerin hat vor der Voll­

streckung Sicherheit in entsprechender Höhe geleistet. 

Tatbestand 

Die 1960 im Iran geborene Klägerin ist iranische Staatsangehörige. Sie reiste 1996 in die 

Bundesrepublik Deutschland ein und stellte einen Asylantrag. Sie berief sich dabei auf 

Aktivitäten ihres damaligen Ehemannes. Mit Bescheid vom 06.01.1998 stellte das Bun­

desamt fest, dass die Klägerin die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AusIG erfüllt. 

Im Jahr 2006 leitete das Bundesamt ein Widerrufsverfahren ein. Mit Vermerk vom 

13.02.2009 entschied das Bundesamt intern, den Abschiebungsschutz zu widerrufen. Mit 

Bescheid vom gleichen Tage (13.02.2009) widerrief das Bundesamt die Flüchtlingsaner­

kennung. Zugleich wurde festgestellt, dass die Voraussetzungen nach § 60 Abs.1 f 2-7 

AufenthG nicht vorliegen. Zur Begründung führte die Beklagte im Wesentlichen aus, die 

Situation habe sich für die Klägerin aufgrund der Trennung von ihrem Ehemann geändert. 

Hiergegen richtet sich die beim Verwaltungsgericht eingegangene Klage. Die Klägerin 

verweist darauf, dass sie im Juli 2007 zum Christentum konvertiert ist. 

Die Klägerin beantragt, 

den Bescheid des Bundesamtes für Migration und 

Flüchtlinge vom 13.02.2009 aufzuheben. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Ge­

richtsakten und den der beigezogenen Verwaltungsvorgänge Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 

Die Kammer hat den Rechtsstreit dem Berichterstatter als Einzelrichter zur Entscheidung 

übertragen (§ 76 Abs.1 AsylVfG). 

Die Klage ist begründet. 
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Der angefochtene Widerrufsbescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge ist 

rechtswidrig und verletzt die Klägerin in ihren Rechten. 

Der Bescheid ist bereits deshalb rechtswidrig und aufzuheben, weil die Beklagte nicht 

erkannt hat, dass sie eine Ermessensentscheidung hätte treffen müssen (§ 73 Abs. 2 a 

Satz 4, Abs. 7 AsylVfG). Die Entscheidung über den Asylantrag der Klägerin ist vor dem 

01.01.2005 unanfechtbar geworden. Demzufolge hätte die Prüfung nach § 73 Abs. 2a 

Satz 1 AsylVfG bis zum 31.12.2008 erfolgen müssen. Die Prüfung ist jedoch erst am 

13.02.2009 erfolgt worden. Ermessenserwägungen finden sich jedoch weder im ange­

fochtenen Bescheid noch im Verwaltungsvorgang. 

Darüber hinaus ist der angefochtene Bescheid des Bundesamtes auch aus anderem 

Grund rechtswidrig und verletzt die Klägerin in ihren Rechten. Der Bescheid ist durch § 73 

AsylVfG nicht gedeckt. Danach ist eine Feststellung, dass die Voraussetzungen des § 51 

Abs. 1 AusIG bzw. des § 60 Abs. 1 AufenthG vorliegen, zu widerrufen (bzw. kann widerru­

fen werden), wenn die Voraussetzungen für sie nicht mehr vorliegen. Davon kann im ent­

scheidungserheblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung (§ 77 AsylVfG) nicht aus­

gegangen werden. 

Das Gericht kann offen lassen, ob mit der Trennung von ihrem Ehemann die Umstände 

weggefallen sind, die zur Feststellung von Abschiebungsschutz nach § 51 AusIG geführt 

haben, da die Voraussetzungen für die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft im Sinne 

von § 60 Abs. 1 AufenthG aus anderem Grund weiterhin vorliegen. 

Der Klägerin droht nach Überzeugung des Gerichts und im Einklang mit der Rechtspre­

chung des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen (Beschl, vom 30.7.2009 - 5 A 

982/07.A -, juris) aufgrund ihrer Konversion vom Islam zum Christentum Verfolgung im 

Iran: 

Am 9. September 2008 ist der Gesetzentwurf der sog. „apostasy-bill" in das Iranische Par­

lament eingebracht worden. Dieser sieht vor, dass der Abfall eines Muslims, der sich mit 

Eintritt der Volljährigkeit zum islamischen Glauben bekannt hat und später den Islam ver­

lässt, künftig strafbar ist und ausschließlich mit der Todesstrafe geahndet wird (Auswärti­

ges Amt - Botschaft Teheran, Unterrichtung vom 6.10.2008 zum Stand des Gesetzge­

bungsverfahrens). Der Gesetzentwurf ist vom iranischen Parlament in erster Lesung ge­

billigt und am 11. November 2008 an den Justizausschuss, dessen Angelegenheiten nicht 

öffentlich verhandelt werden, überwiesen worden (vgl. Auswärtiges Amt, Lagebericht Iran 

vom 23.2.2009, S. 26). Da die Bestrafung der Apostasie ihren Ursprung im historischen 

religiösen Kernstrafrecht (Hadd-Delikt) hat, ist es zweifelhaft, ob das Rückwirkungsverbot 

des iranischen Strafrechts auch auf bereits vollzogene Glaubensübertritte Anwendung 

finden wird (Max-Planck-lnstitut Freiburg, Gutachten vom 13.11.2008 für das OVG Baut­

zen). Ebenso ist es noch offen, wann mit dem Inkrafttreten der Strafvorschrift gerechnet 

werden muss, wobei allerdings das Auswärtige Amt (Lagebericht Iran vom 23.2.2009, 

a.a.O.) nicht mit einer Abmilderung der Strafandrohung rechnet. Allerdings ist es denkbar, 

dass sich die Tatsache der konkreten Gesetzgebungsabsicht schon jetzt auf das Verhal­

ten staatlicher iranischer Stellen gegenüber ehemaligen Muslimen, die zum Christentum 

konvertiert sind, auswirkt. Denn schon bisher sprachen angesichts der vorliegenden Er­

kenntnislage und nach der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte (s. hierzu im Einzel-
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nen: VG Stuttgart, Urteil vom 21.1.2008 - A 11 K 552/07 NVwZ-RR 2008 S. 577 ff.) 

ernsthafte Anhaltspunkte dafür, dass zum Christentum konvertierte Muslime im Iran keine 

öffentlichen christlichen Gottesdienste besuchen können, ohne sich der Gefahr auszuset­

zen, festgenommen und möglicherweise unter konstruierten Vorwürfen zu Haftstrafen 

verurteilt zu werden. Dass das Christentum im Iran weiterhin eine durch Art. 13 der irani­

schen Verfassung anerkannte Religionsgemeinschaft ist (Auswärtiges Amt, Lagebericht 

Iran vom 23.2.2009, S. 21), steht der rechtlichen Einordnung solcher Repressalien als 

Maßnahme politischer Verfolgung im Sinne von § 60 Abs. 1 AufenthG und Art. 9 der RL 

2004/83/EG nicht entgegen. Das Bundesverfassungsgericht (vgl. Beschl. vom 12.3.1992 -

2 BvR 1353/89 u.a. - InfAusIR 1992 S. 296, 299) hat zum Begriff der politischen Verfol­

gung in Art. 16 a Abs. 1 GG grundlegend hat darauf hingewiesen, dass es bei einer religi­

ösen Verfolgung aufgrund von Strafvorschriften nicht entscheidend auf die formale Geset­

zeslage, sondern die tatsächliche Rechtsanwendung im Herkunftsstaat des (anders-) 

gläubigen Ausländers ankommt. Insoweit ist entscheidend, dass der iranische Staat in 

dem Gesetzesbeschluss des Parlaments seinen Willen zum Ausdruck bringt, in Zukunft 

den Glaubenswechsel nicht mehr nur als religiöse Entscheidung zu missbilligen, sondern 

ihn auch mit staatlicher Hoheitsmacht zu verfolgen (OVG Nordrhein-Westfalen, a.a.O.). 

Daraus folgt, dass die sich Frage der tatsächlichen Verfolgungsbetroffenheit eines Ira­

ners, der vom Islam zum Christentum übergetreten ist, neu stellt, wenn er dort seinen 

christlichen Glauben auch außerhalb von Hausgemeinden praktizieren will (OVG Nord­

rhein-Westfalen, a.a.O.). 

Das Gericht teilt nicht die in der Vergangenheit geäußerte Rechtsauffassung der Beklag­

ten, wonach es den vom Islam zum Christentum übergetretenen Mitgliedern evangeli­

scher Gemeinschaften im Iran zuzumuten wäre, ihren Glauben im Verborgenen auszu­

üben, um Übergriffen und Repressalien zu entgehen. Denn das Gebet und der Gottes­

dienst in christlichen Kirchen und Gemeindehäusern gehört zum asyl- und flüchtlings­

rechtlich geschützten Kernbereich der Glaubensausübung, weil es sich dabei um die 

Glaubensausübung in der Gemeinschaft mit anderen Gläubigen und damit die eigentliche 

Form des Bekennens zu einer bestimmten Form des sittlichen Lebens als Teil der Men­

schenwürde handelt (BVerfG, Urt. vom 1.7.1987 - 2 BvR 478/86 u.a. -, BVerfGE 76, 143 = 

NVwZ 1988 S. 237 ff.). Demzufolge wird diese Form der Glaubensausübung in der per­

sönlichen Gemeinschaft mit anderen Gläubigen nicht schon dadurch eine öffentliche, 

dass sie von Außenstehenden wahrgenommen werden kann (BVerwG, Beschl. vom 

16.1.1995-BVerwG 9 B 441.94-, InfAusIR 1995 S. 175). Nur eine über den bloßen Be­

such öffentlicher Gottesdienste hinausgehende, öffentlichkeitswirksame religiöse Betäti­

gung oder missionierende Tätigkeit war danach den bisher entwickelten Grundsätzen zum 

Anspruch auf Asyl wegen religiöser Verfolgung nicht geschützt (BayVGH, Urt. vom 

23.10.2007-14 B 06.30315-, InfAusIR 2008 S. 101 ff.). 

Im Fall der Klägerin ist das Gericht - auch aufgrund des unmittelbaren Eindrucks aus der 

mündlichen Verhandlung - zu der Überzeugung gelangt, dass ihre Konversion auf einer 

glaubhaften Zuwendung zum christlichen Glauben im Sinne eines ernst gemeinten religi­

ösen Einstellungswandels mit einer identitätsprägenden festen Überzeugung und nicht 

lediglich auf bloßen Opportunitätsgründen beruht. Diese Feststellung ist weiterhin erfor­

derlich, um mit überwiegender Wahrscheinlichkeit von einer Ausübung des christlichen 
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Glaubens durch die Kläger nicht nur im privaten Bereich, sondern auch durch Besuch 

kirchlicher Gottesdienste im Fall einer Rückkehr in den Iran auszugehen. Insoweit reichte 

auch nach dem bisher geläufigen Begriff der religiösen Verfolgung ein bloß formales Be­

kenntnis zum Christentum nicht aus, um die Verfolgungsprognose mit beachtlicher Wahr­

scheinlichkeit zu treffen (BVerwG, Urt. vom 17.8.1993 - BVerwG 9 C 8.93 -, DVBI. 1994S. 

60 f.). Somit ist bei einem unverfolgt Ausgereisten nach wie vor zu prüfen, ob er im Fall 

der Rückkehr in sein Heimatland hinsichtlich der Verhaltensweisen, die ihm dort in religiö­

ser Hinsicht abgefordert werden, in eine Eingriffen in die körperliche Unversehrtheit oder 

physische Freiheit vergleichbare Zwangslage geraten wird, ob er sich also in religiöser 

Hinsicht nicht so zurückhaltend verhalten kann, dass ihm wegen seiner Religionsaus­

übung nichts geschieht (BVerwG, Urt. vom 26.10.1993 - BVerwG 9 C 50.92 - InfAusIR 

1993 S. 119, 120). 

Hierfür spricht im Fall der Klägerin nicht nur, dass sich die Klägerin in Hannover von Pas­

tor hat taufen lassen, sondern auch deren Aktivitäten innerhalb der Kirchengemein­

den, insbesondere die missionarische Arbeit der Klägerin, für die innere Tatsache eines 

festen und praktizierten christlichen Glaubens. Insoweit kommt der aktiven christlichen 

Glaubensbetätigung als Beweiszeichen der Glaubensfestigkeit ein wesentlich größeres 

Gewicht zu, als bloßen mündlichen Erklärungen des Asylsuchenden zu den christlichen 

Glaubensinhalten und -gebrauchen. Beruht aber der Glaubenswandel der Klägerin auf 

einer festen identitätsprägenden inneren Überzeugung, muss mit beachtlicher Wahr­

scheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass sie im Fall einer Rückkehr in den Iran 

staatlichen Maßnahmen unterworfen sein wird: 

Bei der Beurteilung der Verfolgungsgefahr ist zunächst zu berücksichtigen, dass die Klä­

gerin sich im Bundesgebiet nicht einer der im Iran tolerierten traditionellen Kirche ange­

schlossen hat, sondern Mitglied einer evangelisch-freikirchlichen Gemeinde ist und zudem 

im Rahmen des Marburger Kreises aktiv ist. Dabei kann es in Anbetracht der noch offe­

nen Frage der Auslegung des Art. 10 Abs. 1 Buchst, b) der RL 2004/83/EG (s.o.) auf öf­

fentlichkeitswirksame Glaubensbekennung und -werbung offen bleiben, ob die Klägerin 

der nach den vorliegenden Erkenntnissen (vgl. Auskunft des Auswärtigen Amts vom 

27.04.2007 an die Ev.-Methodistische Kirche München) bestehenden Gefahr von staatli­

chen Repressionen zur Verhinderung einer eigenen christlichen Missionsarbeit ausge­

setzt sein wird. Jedenfalls kann auch bereits ein besonderes Engagement innerhalb der 

evangelischen Gemeinschaft und der damit verbundene Bekanntheitsgrad in der Öffent­

lichkeit im Iran schon zur Gleichsetzung eines Gemeindemitgliedes mit dem Status von 

Kirchenführern, die in Referenzfällen schon Opfer gezielter staatlicher Repressionen wa­

ren, führen (Auskunft des Auswärtigen Amts vom 12.4.2007 an das Bundesamt; Auskunft 

vom 8.8.2008 an den HessVGH). Dabei stellt das Auswärtige Amt (Auskunft vom 

31.10.2007 an das VG Mainz) darauf ab, ob die Stellung von Personen innerhalb missio­

nierender Glaubensgemeinschaften den Grad der bloßen Zugehörigkeit nicht überschrei­

tet. Allgemein gehen sowohl das Auswärtige Amt wie auch das Deutsche Orient-Institut 

(vgl. BayVGH, Urt. vom 23.10.2007,a.a.O.) davon aus, dass Mitglieder religiöser Minder­

heiten, zu denen zum Christentum konvertierte Muslime gehören, staatlichen Repressio­

nen ausgesetzt sein können, wobei es insbesondere auf das öffentlich erkennbare Enga-
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gement des Betroffenen ankommt, wie zum Beispiel im Fall der Verhaftung eines Ge­

meindemitglieds nach Abhaltung eines Gottesdienstes in einem Park in Shiraz (Auswärti­

ges Amt, Auskunft vom 14.1.2009 an das Bundesamt). Auch bei Abhaltung eines Gottes­

dienstes innerhalb einer christlichen Kirche ist nach Einschätzung des Auswärtiges Amtes 

(Auskunft vom 17.8.2009 an das Bundesamt) die Religionsausübung nur erlaubt, soweit 

nicht Dritte belästigt werden und deswegen Anzeige erstatten. Im Hinblick darauf ist es 

nachvollziehbar, dass Evangelikale Christen nach Einschätzung von amnesty internatio­

nal in seiner ausführlichen Stellungnahme vom 7.7.2008 (für das VG Mainz) und anderen 

Organisationen zu den Personen gehören, die im Iran besonders häufig der Überwa­

chung, Verfolgung und Misshandlung durch iranische Sicherheitsbehörden ausgesetzt 

sind. Unter Berücksichtigung der erklärten Absicht des iranischen Parlaments, nunmehr 

die Apostasie im Iran mit der Todesstrafe sanktionieren zu wollen, ist nach Überzeugung 

des Gerichts insbesondere für aktive Mitglieder evangelischer Gemeinschaften im Iran 

insoweit eine Verschärfung der bisher schon riskanten Situation eingetreten, als diese 

Gemeinschaften einerseits generell unter dem Verdacht des Missionierens stehen und 

damit möglicherweise von vornherein der Apostasie Vorschub leisten, und andererseits im 

Iran dafür bekannt sind, dass sie im Unterschied zum Beispiel zu den armenisch­

christlichen Gemeinden muslimische Konvertiten in ihre Gemeinschaften aufnehmen 

(Max-Planck-Institut Freiburg, Gutachten vom 13.11.2008 für das OVG Bautzen). 

Die Verpflichtung der Beklagten, der Klägerin weiterhin die Flüchtlingseigenschaft zuzu­

sprechen, scheitert auch nicht daran, dass es sich bei dem Glaubenswechsel der Klägerin 

um einen sog. selbst geschaffenen Nachfluchtgrund handelt. § 28 Abs. 2 AsylVfG sieht 

nur in der Regel vor, dass nach unanfechtbarer Ablehnung eines früheren Asylantrags 

selbst geschaffene Nachfluchtgründe unbeachtlich sind. Die Kammer folgt auch insoweit 

der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte (vgl. OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. 

vom 30.7.2009 - 5 A 982/07.A -; VG Freiburg, Urt. vom 21.11.2008 - A 5 K 1106/08, VG 

Hamburg, Urt. vom 20.6.2008 -19 A 254/07-; VG Stuttgart, Urt. vom 10.03.2008-A 11 K 

270/07-; jeweils zitiert nach juris), wonach ein Regelfall des gemäß § 28 Abs. 2 AsylVfG 

als rechtsmissbräuchlich und damit unbeachtlich anzusehenden Folgeantrags nicht vor­

liegt, wenn die neue Verfolgungslage nicht auf einem bloßen, die neue Verfolgungsgefahr 

provozierenden Verhalten des Folgeantragstellers beruht, sondern die Folge einer ernst­

haften Glaubens- und Gewissensentscheidung des Ausländers ist. Das ist aber vorlie­

gend der Fall (s.o.). 

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs.1 VwGO. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie von dem Oberverwal­

tungsgericht zugelassen wird. 
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Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils bei 

dem 

Verwaltungsgericht Hannover, 

Eintrachtweg 19, 

30173 Hannover, 

schriftlich zu beantragen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem 

Antrag sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, darzulegen. 

Bei der Antragstellung und der Begründung des Antrags sowie in dem Verfahren vor dem 

Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch einen Rechtsanwalt oder einen 

Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes 

mit Befähigung zum Richteramt als Bevollmächtigten oder durch eine der in § 67 Absatz 2 

Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen vertreten lassen; 

Bevollmächtigte, die keine natürlichen Personen sind, handeln durch ihre Organe und mit 

der Prozessvertretung beauftragten Vertreter. Ein Beteiligter, der danach als Bevollmäch­

tigter zugelassen ist, kann sich selbst vertreten. Behörden und juristische Personen des 

öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 

gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung 

zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behör­

den oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 

Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten fassen. 

Wagstyl 


